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§8

Die Bestimmung des § 12 der Verordnung vom 28. Mai 
1958 über die Zahlung eines staatlichen Kinderzu­
schlages (GBl. I S. 437), wonach bei Aufenthalt eines 
Kindes in einem Schulinternat, Heim oder Tbk-Kran- 
kenhaus bzw. Krankenhaus für Psychiatrie die Aus­
zahlungskarte für den staatlichen Kinderzuschlag der 
Einrichtung zu übergeben ist, findet keine Anwendung 
bei Kindern, für die das staatliche Kindergeld gewährt 
wird, ln diesen Fällen ist der Einrichtung eine Be­
scheinigung der Auszahlungsstelle über die Gewährung 
des staatlichen Kindergeldes durch den Anspruchsbe­
rechtigten zu übergeben.

Zu § 4 der Verordnung:
§9

(1) Der Antrag auf Gewährung des staatlichen Kinder­
geldes darf für jedes in Frage kommende Kind nur von 
einem Anspruchsberechtigten und nur bei einer Aus­
zahlungsstelle gestellt werden.

(2) Der Antrag ist bei der Auszahlungsstelle zu stellen, 
bei der sich die Auszahlungskarte für den staatlichen 
Kinderzuschlag befindet. Für Kinder, für die bis zur 
Antragstellung auf Gewährung von staatlichem Kinder­
geld kein staatlicher Kinderzuschlag gezahlt wurde, ist 
mit der Antragstellung die Auszahlungskarte für den 
staatlichen Kinderzuschlag der Auszahlungsstelle zu 
übergeben.

§10
(1) Für die Antragstellung ist der dafür vorgesehene 

Vordruck zu verwenden.
(2) Anspruchsberechtigte, die bisher keine laufende 

staatliche Unterstützung nach dem Gesetz über den 
Mutter- und Kinderschutz und die Rechte der-Frau er­
hielten und deshalb den Antragsvordruck für das staat­
liche Kindergeld nicht bereits durch eine Dienststelle 
der Sozialversicherung ausgehändigt bekommen haben, 
können den Antragsvordruck beim Rat der Gemeinde, 
der Stadt bzw. des Stadtbezirkes — Sozialwesen — in 
Empfang nehmen. Den örtlichen Räten — Sozialwesen — 
wird empfohlen, die Ausgabe der Antragsvordrucke an 
Werktätige in größeren Betrieben durch den Betrieb 
vornehmen zu lassen.

§11
(1) Die Haushaltsangehörigkeit der Kinder ist nach­

zuweisen
a) bei im Haushalt lebenden Kindern durch Bestäti­

gung des Hausbuchbeauftragten oder der Melde­
stelle der Deutschen Volkspolizei bzw. des Rates 
der Gemeinde auf dem Antrag

b) bei den vorübergehend vom Haushalt abwesenden 
Kindern gemäß § 3 durch Vorlage einer ent­
sprechenden Bestätigung der Schule, sonstigen Ein­
richtung oder des örtlichen Rates.

(2) Außer der Haushaltsangehörigkeit der Kinder ist 
deren Zugehörigkeit zur Familie nachzuweisen durch 
Vorlage

a) der Geburtsurkunden bzw.
b) der Urkunde über die Annahme an Kindes Statt 

bzw.
c) einer Bestätigung des zuständigen Organs der 

Jugendhilfe über die Übertragung des Erziehungs­
rechts oder der Vormundschaft über ein Kind aus 
einer anderen Familie.

(3) Der Nachweis darüber, welche Kinder nach voll­
endetem 18. Lebensjahr noch nicht wirtschaftlich selb­
ständig im Sinne des § 4 sind, ist

a) bei Besuch einer allgemeinbildenden Schule, einer 
Fach- oder Hochschule durch eine Bestätigung der 
Schule bzw. Vorlage des Studienausweises

b) bei Berufsausbildung durch Bestätigung des Be­
triebes oder Vorlage des'Lehrvertrages

c) bei Erwerbsunfähigkeit durch eine ärztliche Be­
stätigung und erforderlichenfalls durch weitere 
Unterlagen

zu führen.
(4) Wird gemäß § 2 Abs. 2 der Verordnung die Zah­

lung des staatlichen Kindergeldes bis zur Vollendung 
des 18. Lebensjahres für ein Kind beantragt, das keine 
Schule besucht und das 14. Lebensjahr vollendet hat, 
so ist durch ärztliche Bestätigung und gegebenenfalls 
andere Unterlagen nachzuweisen, daß das Kind noch 
keine Erwerbstätigkeit aufnehmen kann.

(5) Sind Nachweise entsprechend Absätzen 1 bis 4 der 
Auszahlungsstelle innerhalb des letzten Jahres bereits 
für andere Zwecke erbracht worden (z. B. für die Ein­
stufung in Steuerklassen) und reichen diese für die 
Prüfung des Anspruchs auf staatliches Kindergeld aus, 
so erübrigt sich eine erneute Nachweisführung bei der 
Antragstellung.

§12
Die Betriebe und anderen Auszahlungsstellen haben 

die Bürger, bei denen auf Grund von Angaben (z. B. für 
die Einstufung in Steuerklassen) bekannt ist, daß 4 und 
mehr Kinder vorhanden sind und demzufolge ange­
nommen werden kann, daß Anspruch auf Gewährung 
des staatlichen Kindergeldes besteht, auf die notwendige 
Antragstellung hinzuweisen.

§13
Der Anspruch auf das staatliche Kindergeld verjährt 

in 2 Jahren. Die Verjährungsfrist beginnt mit Ablauf 
des Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist.

§14
Die Empfänger eines staatlichen Kindergeldes sind 

verpflichtet, alle Veränderungen, die die Gewährung des 
staatlichen Kindergeldes berühren, der zuständigen Aus­
zahlungsstelle unverzüglich, spätestens innerhalb eines 
Monats, anzuzeigen.

§15
(1) Die gemäß § 9 Abs. 2 Satz 2 bei der Antragstellung 

auf staatliches Kindergeld der Auszahlungsstelle zu 
übergebenden Auszahlungskarten für den staatlichen 
Kinderzuschlag sind durch folgende Stellen auszustellen 
und auszugeben:

a) für Kinder, die in staatlichen Einrichtungen des 
Gesundheitswesens geboren w'erden bzw. deren 
Geburt durch eine staatliche Einrichtung des Ge­
sundheitswesens beim Standesamt gemeldet 
wird, durch die Einrichtung des Gesundheits­
wesens

b) für Kinder, die außerhalb von staatlichen Ein­
richtungen des Gesundheitswesens geboren wer­
den (z. B. zu Hause oder in einer nichtstaatlichen 
Einrichtung des Gesundheitswesens) durch das 
Standesamt des Rates der Gemeinde, der Stadt bzw. 
des Stadtbezirkes, bei dem die Geburt angemeldet 
wird

c) für Kinder, für die nicht als Neugeborene die 
Auszahlungskarte entsprechend Buchstaben a


